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Die Gruppe der Zwanzig (G20)
Als Reaktion auf die Asienkrise im No-
vember 1997 beschlossen die Länder 
der Asia-Pacific Economic Cooperation 
(APEC) auf ihrem Gipfel im kanadi-
schen Vancouver auf Initiative des da-
maligen US-Präsidenten Bill Clinton hin 
eine Gruppe der 22 (G22) ins Leben zu 
rufen. Im Jahr 1999 wurde diese Grup-
pe führender Wirtschaftsnationen und 
Schwellenländer kurzzeitig zur Gruppe 
der 33 (G33) erweitert, um dann im Sep-
tember des gleichen Jahres auf dem 
Treffen der G7-Finanzminister in die 
Gruppe der zwanzig wichtigsten Indus
trie- und Schwellenländer (G20) umge-
wandelt zu werden. Zur G20 gehören 
mit den USA, China, Deutschland, 

/// Chaostage in Hamburg

Frankreich, Großbritannien, Italien, Ja-
pan, Brasilien, Russland, Kanada, Indi-
en, Australien, Mexiko, Südkorea, Indo-
nesien, Argentinien, Saudi-Arabien, 
Südafrika und der Türkei 19 Staaten 
und die Europäische Union (EU). 

An ihren jährlichen Treffen nehmen 
die Staats- und Regierungschefs der 
G20-Länder, die Finanzminister und 
Zentralbankchefs der Gruppe der füh-
renden Wirtschaftsmächte (G7), elf wei-
tere Staaten, die EU-Präsidentschaft 
(wenn diese zu diesem Zeitpunkt nicht 
von einem G7-Staat geführt wird), der 
Präsident der Europäischen Zentral-
bank (EZB), der Geschäftsführende Di-
rektor des Internationalen Währungs-
fonds (IWF), der Vorsitzende des Inter-

LINKSEXTREMISTISCHE PROTESTE
GEGEN DEN G20-GIPFEL

UDO BARON /// Die Treffen der führenden Wirtschaftsnationen und Schwellenländer 
(G20) stehen von Anfang an im Fokus einer global agierenden Protestbewegung. 
Maßgeblich darin eingebunden waren und sind auch Linksextremisten, insbesondere 
Autonome. Auch bei den Protesten gegen den G20-Gipfel in Hamburg gehörten sie 
zu den führenden Protagonisten der Gegenproteste. Der folgende Beitrag zeigt am 
Beispiel der Autonomen die linksextremistischen Einflussversuche auf die Proteste 
gegen den G20-Gipfel auf.
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es„Welcome to hell!“. 
Der „Schwarze Block“ nahm 
das Motto der Proteste wort-
wörtlich und tobte sich nicht 
nur im Schanzenviertel aus.
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nationalen Währungs- und Finanzaus-
schusses (IMFC), der Präsident der 
Weltbank und der Vorsitzende des De-
velopment Committees der OECD teil.

Die in der G20 direkt oder indirekt 
vertretenen Staaten umfassen zwei Drit-
tel der Weltbevölkerung, sie erwirt-
schaften mehr als 85 % des weltweiten 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) und be-
streiten drei Viertel des Welthandels. Sie 
verstehen sich als ein informelles Forum 
zur Abstimmung über internationale 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Ging es vor dem Hintergrund der globa-
len Wirtschafts- und Finanzkrise ab 
2008 darum, das Weltfinanzsystem zu 
stärken und die Folgen für die Volks-
wirtschaften zu mildern, so steht heute 
vor allem die Verteidigung des freien 
Welthandels gegen nationale Abschot-
tungen und die Vermeidung künftiger 
Krisen im Mittelpunkt ihrer Aktivitä-
ten. Hinzu kommt u. a. der Kampf ge-
gen Steuerhinterziehung und den Kli-
mawandel sowie die Entwicklung von 
Programmen zu Flucht und Migration. 
Aufgrund ihres informellen Charakters 
sind ihre Beschlüsse rechtlich nicht bin-
dend.1  

Mobilisierungen gegen den  
G20-Gipfel von Hamburg

Von Anfang an stieß diese Form der 
Gipfeltreffen auf Kritik. Für ihre Gegner 
stehen die G20 für eine „Politik der Ban-

kenrettung durch den Steuerzahler, für 
eine Fortsetzung der Umverteilung nach 
oben und für eine reine Wachstumsori-
entierung“. Ihre „übergeordnete Aufga-
be war und ist es, den neoliberalen Kapi-
talismus nach der sogenannten Finanz-
marktkrise 2007/2008 zu stabilisieren. 
Die G20 sind dabei zu einer zentralen 
Institution geworden, die das Überleben 
einer Gesellschaftsformation sichern 
soll, die die Ursache für Millionen 
Flüchtlinge, für die Verarmung großer 
Teile der Weltbevölkerung, für Umwelt-
zerstörung und Kriege ist.“2  Kurz ge-
sagt: Die G20 verkörpern für ihre Geg-
ner eine vom Neoliberalismus, verstan-
den als Synonym für Kapitalismus, und 
Imperialismus dominierte Welt. 

Der Protest gegen diese Form inter-
nationaler Tagungen geht auf die als 
„Battle of Seattle“ in die Geschichte ein-
gegangenen gewalttätigen Auseinander-
setzungen zwischen Globalisierungskri-
tikern und Polizeikräften während der 
Ministerkonferenz der Wirtschafts- und 
Handelsminister der World Trade Orga-
nisation (WTO) in Seattle Ende 1999 
zurück. Sie markierten den Beginn einer 
neuen globalisierungskritischen Bewe-
gung. Einen traurigen Höhepunkt er-
reichten die seitdem regelmäßig auftre-
tenden Proteste gegen entsprechende 

G20 entstand Ende 1999 als
Gruppe der WICHTIGSTEN
Industrie- und Schwellenländer.

G20 ist ein Kooperations- und
Konsultationsforum für Fragen des
internationalen Finanzsystems und
des globalen Krisenmanagements.
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Tagungen beim G8-Gipfeltreffen von 
Genua im Jahre 2001. Ein toter De-
monstrant und mehr als 500 Verletzte 
führten dazu, dass von da an diese Art 
von politischen Gipfeln nicht mehr in 
Großstädten, sondern an abgelegenen 
und somit schwer zugänglichen Orten 
wie z. B. in den Rocky Mountains oder 
im Allgäu durchgeführt wurde.

Erstmals seit dem G8-Gipfel von Ge-
nua fand mit dem 12. Gipfeltreffen der 
G20 am 7./8. Juli 2017 ein entsprechen-
des Ereignis wieder in einer Großstadt 
statt. Die Entscheidung für die Hanse-
stadt und ihre Messehallen als Austra-
gungsort im linksalternativen Stadtteil 
St. Pauli stellten die Sicherheitsbehörden 
von Anfang an vor eine große Heraus-
forderung, denn die linksextremistische 
Szene empfand die Wahl Hamburgs ei-
nerseits als Provokation, andererseits 
aber auch mit Blick auf die Mobilisie-
rungsmöglichkeiten von Gegenprotes-
ten als „Glücksfall“. Befinden sich doch 
die Messehallen nur einen „Steinwurf“ 
weit entfernt von den linksalternativen 
Ortsteilen Karolinen- und Schanzen-
viertel. 

Gegen diesen Gipfel formierten sich 
umgehend verschiedene Protestbünd-
nisse mit dem „No-G20-Bündnis“ an 
der Spitze. Ihre Protagonisten führten 
verschiedene Aktionskonferenzen, 
Workshops von Anti-Repressionsgrup-
pen und ein Aktionstraining unter dem 
Motto „Skills 4 Action“ zur Vorberei-
tung auf den G20-Gipfel durch. 

Dem „No-G20-Bündnis“ gehörten 
neben demokratischen Gruppierungen 
auch sich als postautonom verstehende 
Organisationen wie die Interventionisti-
sche Linke (IL) und das Bündnis  
„… ums Ganze“ (uG) an. Postautonome 
Zusammenschlüsse kennzeichnet eine 
undogmatische marxistisch-leninisti-

sche Ideologie mit den Zielen der klas-
senlosen Gesellschaft und Vergesell-
schaftung sämtlicher Produktionsmit-
tel. Zugleich wollen Postautonome die 
linksextremistische Szene organisieren 
und bis ins demokratische Spektrum 

vernetzen, um so in einem langfristigen 
Prozess eine Massenbewegung zur 
Überwindung der vorherrschenden Ver-
hältnisse zu formieren. 

Mit einer Strategie der kleinen 
Schritte verfolgt vor allem die IL eine 
breit gefächerte Bündnispolitik, die bis 
in nichtextremistische Kreise reicht. So 
klingt sie sich in politische Kampagnen 
wie z. B. die Proteste gegen den Braun-
kohletagebau unter dem Motto „Ende 
Gelände“ ein. Sie versucht diese in ih-
rem Sinne zu lenken, um über die geziel-
te Zuspitzung aktueller und realpoliti-
scher Themen möglichst viele Menschen 
einzubeziehen und zu radikalisieren. 
Gleiches gilt für das „No-G20-Bünd-
nis“, mit dessen Hilfe die IL die Gesamt-
gestaltung der Gipfelproteste zu domi-
nieren versuchte. Dabei bemüht sie sich 
um ein bürgerliches Erscheinungsbild. 
So verzichten ihre Protagonisten aus 
taktischen Gründen bei Demonstratio-
nen auf szenetypische Kleidung ebenso 
wie auf die Anwendung von Gewalt. 
Kommt es der IL doch darauf an, eine 
Scharnierfunktion zwischen dem ge-
waltorientierten linksextremistischen 

Von Beginn an gab es PROTESTE
gegen die Gipfeltreffen.
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Spektrum, den dogmatischen Linksex
tremisten und dem demokratischen Pro-
test einzunehmen.3  

Neben dem „No-G20-Bündnis“ rie-
fen ein Hamburger Protestbündnis un-
ter der Bezeichnung „G20 entern – Ka-
pitalismus versenken!“ und das Ham-
burger Autonome Zentrum „Rote Flora“ 
zu eigenen, voneinander unabhängigen 
autonomen Protesten gegen das Gipfel-
treffen auf. Beide agierten bewusst un-
abhängig vom „No-G20-Bündnis“, da 
sie sich nicht den Freiraum für Straßen-
militanz durch die bündnisstrategi-
schen Erwägungen der IL einschränken 
lassen wollten. Hinter „G20 entern!“ 
verbergen sich verschiedene antiimperi-
alistisch ausgerichtete linksextremisti-
sche Gruppierungen wie z. B. der Rote 
Aufbau Hamburg (RAH). Der Hambur-
ger Verfassungsschutz stufte den RAH 
als eine gewaltorientierte linksextremis-
tische Gruppierung ein, weil er sich u. a. 
mit terroristischen Gruppierungen und 
deren politischen Ablegern in Indien, 
Peru und den kurdischen Autonomiege-
bieten solidarisierte.4 Das autonome 
Zentrum „Rote Flora“ repräsentiert 
weitgehend das autonome Spektrum 
Hamburgs. Es befindet sich in einem 
seit November 1989 besetzten Restge-
bäude des ehemaligen Flora-Theaters im 
Hamburger Schanzenviertel. Autonome 
Zentren wie die „Flora“ dienen der auto-

nomen Szene dabei als logistische Basis 
und Rückzugsraum für ihre Aktionen. 

Darüber hinaus wurde auch im eu-
ropäischen Ausland für die Proteste ge-
gen den G20-Gipfel mobilisiert. Allein 
aufgrund der guten Kontakte deutscher 
Linksextremisten in das europäische 
Ausland stellten Linksextremisten aus 
Skandinavien, den Benelux-Staaten, Ita-
lien, Spanien und Griechenland ihre 
Teilnahme in Aussicht. Eine nicht unbe-

deutende Funktion nahm bei der Pro-
testplanung und späteren Durchfüh-
rung gegen den G20-Gipfel auch dies-
mal wieder die Partei Die Linke ein. Wie 
schon bei den Protesten gegen die Neu-
eröffnung der EZB in Frankfurt am 
Main Mitte März 2015 und beim G7-
Gipfeltreffen im bayerischen Elmau im 
Juni 2015 standen einzelne Mitglieder 
als Anmelder der Großdemonstration 
vom 8. Juli zur Verfügung und fungier-
ten zum wiederholten Mal als Scharnier 
zwischen parlamentarischem und au-
ßerparlamentarischem Protest. Das ver-
deutlicht im Nachhinein auch ein Arti-
kel des Vorstandsmitgliedes der Partei 
Die Linke, Florian Wilde, in der links-
extremistischen Tageszeitung „Junge 
Welt“. Rückblickend verklärt er darin 
die Gipfelproteste als „eine ganz wun-
derbare Woche“. Sofort hatte er auch 
schon die „Hauptverantwortlichen für 

Das Spektrum des WIDERSTANDS
reicht von demokratischen 
Gruppierungen bis hin zu 
gewaltorientierten Autonomen.

Proteste gegen den G20-Gipfel von
Hamburg wurden maßgeblich von
LINKSEXTREMISTEN organisiert.
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die Eskalation“ ausfindig gemacht: „Se-
nat und Polizei.“5 

Der Protest gegen den G20-Gipfel 
von Hamburg

Den Protest gegen den G20-Gipfel eröff-
nete entgegen den Absprachen mit dem 
„No-G20-Bündnis“ eine, in erster Linie 
von demokratischen Kräften getragene 
Demonstration am 2. Juli 2017 unter 
dem Motto „Gipfel für Globale Solidari-
tät“. Sie sollte vor allem Familien und 
Kindern eine Teilnahme ermöglichen 
und wurde von einer Bootsdemonstrati-
on auf der Außen- und Innenalster mit 
mehr als 100 Schiffen begleitet. Es folgte 
vom 5. auf den 6. Juli ein Alternativgip-
fel, der insbesondere Diskussionsmög-
lichkeiten rund um das Thema Globali-
sierung bot. Zudem fand am Abend des 
5. Juli eine Nachttanzdemonstration 
unter dem Motto „Lieber tanz ich als 
G20“ statt. 

Die „heiße“ Phase des Protestes läu-
tete schließlich die vom „Roten Flora“-
Spektrum angemeldete Demonstration 
„Welcome to Hell“ am Nachmittag des 
6. Juli ein. Mit dem selbsterklärenden 
Motto dieser Demonstration gaben die 
Veranstalter auch schon deren Stoßrich-
tung vor. Unverkennbar ging es Teilen 
der etwa 12.000 Teilnehmer vor allem 
um die gewaltsame Auseinandersetzung 
mit der Polizei als Repräsentant des ver-
hassten Systems. Bereits nach der Auf-
taktkundgebung am Fischmarkt in St. 
Pauli eskalierte die Lage, als sich der 
Aufzug gegen 19.00 Uhr in Bewegung 
setzte und sich etwa 1.000 Teilnehmer 
plötzlich vermummten und einen 
„Schwarzen Block“ bildeten. Versuche 
der Polizei, dies zu unterbinden, münde-
ten in die ersten gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen der Gipfelproteste. Poli-
zisten wurden mit Holzlatten, Eisen-

stangen und Flaschen attackiert und mit 
Steinen beworfen. Nachdem der Veran-
stalter kurz nach 20.00 Uhr die De-
monstration für beendet erklärte, zogen 
die Teilnehmer des „Schwarzen Blocks“ 
in Kleingruppen marodierend durch die 
Hamburger Stadtteile St. Pauli und Al-
tona. Sie errichteten Barrikaden, plün-
derten und zerstörten im Laufe der 
Nacht Geschäfte und steckten Autos in 
Brand. Piloten eines Polizeihubschrau-
bers wurden während ihres Einsatzes 
mit einem Laser geblendet. Zugleich 
war mit den nächtlichen Krawallen der 
Übergang zum „Tag des Ungehorsams“, 
dem maßgeblich von der IL und dem uG 
vorbereiteten, zentralen Tag für die 
Durchführung von Blockaden und Ak-
tionen zu Beginn des Gipfeltreffens, be-
reitet. 

Wie schon bei den gewaltsamen Pro-
testen gegen die Eröffnung der EZB be-
gannen die gewalttätigen Aktionen auch 
am 7. Juli wieder in den frühen Morgen-

stunden mit der Bildung von Aktions-
gruppen, sogenannter Finger, die dann 
entsprechend der Fünf-Finger-Taktik6  
Aktionen und Blockaden durchführten. 
Im Mittelpunkt stand dabei zunächst 
der Versuch des uG, Teile des Hambur-
ger Hafens zu blockieren, um die Liefer-
wege zu verzögern. Im gesamten Innen-
stadtbereich versuchten Gipfelgegner 

Unter dem Motto 
„Welcome to Hell“ begannen die
GEWALTTÄTIGEN Proteste.
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die Protokollstrecke der Gipfelteilneh-
mer zu blockieren, wobei es immer wie-
der zu Angriffen auf die Polizei kam. So 
wurde die Station der Bundespolizei in 
Altona und das dortige Rathaus von Au-
tonomen mit Steinen und Molotow-
cocktails angegriffen. Zugleich nutzten 
Autonome die Situation, um im weitge-
hend polizeifreien Altona mehr als 30 
Autos an der Elbchaussee in Brand zu 
setzen und eine Filiale des schwedischen 
Möbelherstellers Ikea zu attackieren. 

Gegen 15.00 Uhr setzte dann die 
zweite Welle der Blockadeversuche mit 
mehreren tausend Teilnehmern ein, mit 
dem Ziel, die Elbphilharmonie, in der 
am Abend für die Staatsgäste ein Kon-
zert stattfand, zu blockieren. In deren 
Verlauf kam es zu stundenlangen Stra-
ßenschlachten zwischen Autonomen 
und der Polizei im Umfeld der Lan-
dungsbrücken. Nach einer Kundgebung 
des Bündnisses „G20-entern!“ ging der 
Abend schließlich in schwerste Ausein-
andersetzungen zwischen der Polizei 
und dem autonomen Spektrum über. 
Eine Welle der Zerstörung brach über 
das Schanzenviertel herein, in deren 
Zuge Geschäfte geplündert, Autos ange-
zündet und Anwohner durch Marodeu-
re bedroht wurden. Als die Polizei an-
rückte, standen nach deren Angaben auf 
den Dächern Autonome, um die Polizis-
ten mit Molotowcocktails, Metallku-
geln, Eisenstangen und Gehwegplatten 
zu attackieren. Erst einem zur Hilfe ge-
holten Sondereinsatzkommando (SEK) 
gelang es, der Lage Herr zu werden.7  

Auf die lange Nacht der Gewalt folg-
te am Samstag die von der Partei Die 
Linke angemeldete internationale Groß-
demonstration des „No-G20-Bündnis“ 
unter dem Motto „G20 – not welcome“. 
An ihr nahmen auch Anhänger der ver-
botenen kurdischen Arbeiterpartei PKK 

und türkische linksextremistische 
Gruppierungen teil. Entgegen den vor-
herigen Erwartungen, die von mehr als 
100.000 Teilnehmern ausgingen, ka-
men nach Angaben des Veranstalters 
nur 76.000 Personen, nach Polizeianga-
ben sogar nur 50.000. Zwischenzeitlich 
griffen vermummte Teilnehmer des „In-
ternationalistischen Blocks“ Polizeibe-
amte mit Fahnenstangen und anderen 
Gegenständen an. Auch in den Abend- 
und Nachtstunden kam es abermals zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen 
und Übergriffen auf die Polizei.

Den Abschluss der Gipfelproteste 
bildete am 9. Juli eine, aufgrund der 
starken Polizeipräsenz ohne besondere 
Vorkommnisse verlaufene Demonstrati-
on des „Bündnisses gegen Repression“ 
unter dem Motto „Nobody forgotten, 
Nothing forgiven“ mit etwa 1.000 Teil-
nehmern an der Gefangenensammel-
stelle (GeSa), einer für die vorüberge-
hende Ingewahrsamnahme während 
des G20-Gipfels umgebauten Lebens-
mittel-Großmarkthalle in Hamburg-
Harburg.

Die G20-Proteste und die Rolle  
der Gewalt

709 verletzte Polizisten, diverse ausge-
brannte Autos, mehr als 100 angegriffe-
ne und z. T. geplünderte Geschäfte – das 
ist bisher die Bilanz der Auseinanderset-
zungen um den G20-Gipfel.8  Zahlrei-

Der G20-Gipfel wurde von
GEWALTEXZESSEN unbekannten
Ausmaßes überrollt.
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che Anwohner, darunter Kleinverdiener, 
Familien und Arbeitslose, verloren ihr 
Auto, diverse klein- und mittelständi-
sche Unternehmer ihre Geschäfte und 
somit ihre Existenz. Vor allem militante 
Kleingruppen scheinen sich an keinen 
Aktionskonsens gehalten zu haben und 
sind wahllos marodierend durch Ham-
burg gezogen. Nur dem Zufall war es 
geschuldet, dass es keine Todesopfer 
gab. Dass Teile der autonomen Szene 
den Tod von Polizisten zumindest ein-
kalkulierten, zeigt vor allem ihr Vorge-
hen im Schanzenviertel. Die linksextre-
mistische Gewaltorgie ließ zudem den 
friedlichen Protest nahezu vollständig 
in den Hintergrund treten. 

Bereits die Mobilisierungsphase für 
die Gipfelproteste wurde durch eine mi-
litante Kampagne begleitet, in deren 
Verlauf es bis zum Gipfelbeginn zu 142 
Resonanzstraftaten vor allem in Berlin 
und Hamburg kam. So setzten unbe-
kannte Täter in der Nacht vom 26. auf 
den 27. März 2017 auf dem umzäunten 
Gelände einer Polizeiwache in Ham-
burg-Eimsbüttel acht Einsatzfahrzeuge 
der Polizei in Brand. In einem Selbstbe-
zichtigungsschreiben mit dem Titel 
„Ganz Hamburg hasst die Polizei/Die 
ganze Welt hasst die Polizei“ bekannten 
sich die Autoren unter der Bezeichnung 
„Smash G20“ zu der Tat.9 Am 19. Juni 
verübten in den frühen Morgenstunden 
unbekannte Täter bundesweit insge-
samt 14 Brandanschläge auf das Schie-
nennetz der Deutschen Bahn-AG. Die 
Täter setzten Kabelschächte auf Bahn-
strecken in Berlin, Bremen, Hamburg, 
Leipzig, Dortmund, Köln und im nie-
dersächsischen Bad Bevensen in Brand. 
In einem am selben Tag auf dem links-
extremistischen Portal „linksunten.in-
dymedia.org“ veröffentlichten Selbstbe-
zichtigungsschreiben bekennen sich an-

onyme Verfasser zu den Taten. Unter 
dem Titel „Kurze Unterbrechung der 
Reibungslosigkeit anlässlich des G20-
Gipfels in Hamburg“ werden die Taten 
in Zusammenhang zu dem G20-Gipfel 
gesetzt.10 In Folge der Brandanschläge 
kam es zu erheblichen Beeinträchtigun-
gen des Schienenverkehrs auf den be-
troffenen Bahnstrecken. 

Unübersehbar spielte Gewalt vor 
und während der Gipfelproteste eine 
zentrale Rolle. Dieses ist auch nicht ver-
wunderlich, denn Autonome kenn-
zeichnet ein hohes Maß an Gewaltbe-
reitschaft. Auch wenn nicht alle von ih-
nen selber Gewalt ausüben, so befür-
worten sie dennoch deren Einsatz. Als 
Militanter gilt daher nicht nur der aktiv 
Handelnde, sondern auch derjenige, der 
Gewalt in Kauf nimmt bzw. mit gewalt-
samen Aktionen sympathisiert. Die au-
tonome Gewaltbereitschaft ist dabei 
durchaus auch als politisch zu verste-
hen, denn sie basiert auf einem klaren 
Feindbild, zu dessen tragenden Säulen 
der Staat und seine Repräsentanten so-
wie die sie nach autonomer Auffassung 
stützenden Rechtsextremisten zählen. 
Um diese zu bekämpfen, halten Autono-
me alle Widerstandsformen bis hin zum 
Einsatz von Gewalt für legitim und not-
wendig. Vor allem gegenüber Polizisten 
und Rechtsextremisten ist kaum mehr 
eine Hemmschwelle zur Gewaltanwen-
dung vorhanden. Politisch motivierte 
Gewalt dient Autonomen als „Geburts-
helfer einer neuen Gesellschaft“, denn 
um die angestrebte herrschaftsfreie 
Gesellschaft zu errichten, muss zuvor 
der demokratische Rechtsstaat als Ga-
rant der bisherigen Ordnung beseitigt 
werden.11 

Sicherlich waren Abenteuerlust und 
(männliches) Imponiergehabe keine un-
wesentlichen Motivationsfaktoren für 



ANALYSEN

68	 POLITISCHE STUDIEN // 475/2017

die exzessive Gewalt von Hamburg. Be-
hauptungen, es handele sich bei den Ge-
walttätern nur um Event-orientierte Ju-
gendliche ohne politischen Hinter-
grund, widersprechen die Autonomen 
selber. So heißt es in einer ihrer Stel-
lungnahmen zu den Gipfelprotesten: 
„Und natürlich sind Plünderungen so-
wohl ein Mittel autonomer Politik als 
auch ein legitimer Ausdruck sozialen 
Aufbegehrens […] nothing is more polit-
cal than creating such a space like 
this.“12  In einem anderen Beitrag beto-
nen sie: „Die Plünderung eines Ladens 
ist der kollektive Bruch mit dem Recht 
auf Eigentum. Kein Steinwurf auf die 
Polizei war jemals unpolitisch.“13 

Als Vorbilder für die gewaltsamen 
Proteste von Hamburg dienten vor allem 
die gewalttätigen Ausschreitungen vom 
Dezember 2013 in Hamburg, als das 
Gerücht verbreitet wurde, die Räumung 

der „Roten Flora“ stünde unmittelbar 
bevor, und die Krawalle während der 
EZB-Eröffnung vom März 2015. Auch 
diesmal spielten die postautonomen 
Bündnisse bei Planung und Choreogra-
fie der Proteste wieder eine zentrale Rol-
le. Vor allem die IL hatte auf eine Spek
tren übergreifende Mobilisierung ge-
setzt und sowohl extremistische als 
auch demokratische Organisationen ge-
zielt in die Mobilisierung integriert. Vor 
allem die Postautonomen prägten die 

Vorbereitungen der Proteste und blo-
ckierten an den Gipfeltagen die Zu-
fahrtswege zu den Gipfelorten und ban-
den so die Polizeikräfte. Dadurch schu-
fen sie den Raum für autonome Gewalt-
taten in den Teilen von Hamburg, die 
von der Polizei aus Personalmangel 
kaum mehr zu schützen waren. 

Auch im Nachhinein haben sich die 
IL und das uG weder von den Gewaltta-
ten distanziert noch die daran beteilig-
ten Gruppierungen verurteilt. So heißt 
es bei der IL zwar mit Blick auf die ge-
walttätigen Aktionen: „Es waren nicht 
unsere Aktionen.“ Zugleich betont sie: 
„Aber wir können und wollen die Feuer 
der Freitagnacht nicht aus dem Ausnah-
mezustand lösen, in dem sie stattfan-
den. Wenn die Polizei über Tage hinweg 
Menschen drangsaliert, schlägt und ver-
letzt, sich wie eine Besatzungsarmee 
aufführt, die von Deeskalation noch nie 
etwas gehört zu haben scheint, dann 
bleibt irgendwann die spontane Ant-
wort nicht aus. Wir haben schon vorher 
gesagt, dass wir uns nicht distanzieren 
werden und dass wir nicht vergessen 
werden, auf welcher Seite wir stehen.“ 
Darüber hinaus heroisiert sie in patheti-
schen Worten die Auseinandersetzung 
mit der Staatsmacht zu einer Art „Front
erlebnis“: „Wir wurden angegriffen, ge-
stoppt und geschlagen. Doch wir stan-
den wieder auf, sammelten uns neu und 
machten weiter.“14  

Ausblick
Der G20-Gipfel von Hamburg hat die 
von den Sicherheitsbehörden zuvor auf-
gestellten Prognosen über das Auftreten 
gewaltbereiter Linksextremisten in er-
schreckender Art und Weise bestätigt. 
Die Gewaltintensität übertraf alle Be-
fürchtungen und stellt eine neue Dimen-
sion linksextremistischer Gewalt dar. 

AUTONOME definieren ihren
Gewalteinsatz als politisches Mittel.
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Dabei war es absehbar, dass es zu einer 
Eskalation kommen würde. Nachdem 
der G7-Gipfel von Elmau aus Sicht der 
linksextremistischen Szene ein Flop 
war, konnte sie in Hamburg nun endlich 
wieder beweisen, zu was sie fähig ist. Im 
Gegensatz zu Elmau befand sie sich in 
der Hansestadt in einem ihr vertrauten 
Umfeld. Als urbane Szene verfügte sie 
dort nicht nur über die für sie notwendi-
ge Infrastruktur, um sich vollständig 
entfalten zu können, sondern auch über 
den erforderlichen Agitations- und 
Rückzugsraum, ohne den sie kaum 
handlungsfähig ist. Zudem konnte sie 
sich seit mehr als einem Jahr general-
stabsmäßig auf dieses Gipfeltreffen vor-
bereiten. Diese für sie „idealen“ Bedin-
gungen ermöglichten es ihr, militante 
und klandestine Aktionen in einem 
ganz anderen quantitativen und qualita-
tiven Ausmaß zu planen und durchzu-
führen als zuvor. 

Ob die gewalttätigen Proteste eine 
Niederlage für die postautonomen 
Bündnisse IL und uG in der Auseinan-
dersetzung mit den „klassischen“ Auto-
nomen bedeuten, bedarf noch der weite-
ren Klärung. Zwar wertete die IL die 
durchgeführten Aktionen als Erfolg. 
Dennoch kann sie nicht leugnen, dass 
die inhaltliche Kritik an dem Gipfeltref-
fen ebenso wie weitgehend friedlich ver-
laufende Proteste unter postautonomer 
Regie wie die Hafen- und Innenstadt-
blockade durch die exzessive autonome 
Gewalt in der öffentlichen und veröf-
fentlichten Wahrnehmung nahezu voll-
ständig überdeckt wurden. Die autono-
me Gewalt von Hamburg dürfte daher 
eher nicht im Sinne der auf die Vermit-
telbarkeit ihrer Taten bedachten postau-
tonomen Gruppierungen gewesen sein. 
Vor allem die IL muss nun damit rech-
nen, dass das bürgerliche Verständnis 

für „linke“ Themen dadurch verloren 
gehen könnte. Ihr Ansatz, durch den 
taktischen Verzicht auf autonomen Ha-
bitus und Gewalt den Brückenschlag ins 
demokratische Spektrum zu schaffen, 
dürfte dadurch, zumindest vorerst, ei-
nen Rückschlag erlitten haben. 

Zumindest vorerst scheint der „klas-
sische“ Autonome in der innerautono-
men Auseinandersetzung im Vorteil zu 
sein. Er – und nicht die IL oder das uG – 
bestimmte die Gewaltintensität und  

dominierte dadurch die öffentlichen und 
veröffentlichten Bilder. Vor allem sich 
als Insurrektionalisten verstehende Au-
tonome setzten weiterhin auf eine „Pro-
paganda der Tat“. Dieser aus anarcho-
kommunistischen und individualanar-
chistischen Elementen bestehende „auf-
ständische Anarchismus“ steht für Klas-
senkampf, kompromisslose Opposition 
und permanente Attacken auf den sozi-
alen und politischen Gegner. Insbeson-
dere die Auseinandersetzung zwischen 
den Postautonomen einerseits und den 
Autonomen insurrektionalistischer 
Ausprägung andererseits wird die Dis-
kussion innerhalb des autonomen Spek-
trums um deren künftige Ausrichtung 
weiter befeuern. Die IL hat bereits ange-
kündigt: „Über das politische Konzept 
des Insurrektionalismus wird kritisch 
zu reden sein.“15  

Die Gewalt der „klassischen“
Autonomen hat den Linksextre-
misten GESCHADET.
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Für die Sicherheitsbehörden gilt es, 
die Entwicklung der autonomen Szene 
aufmerksam zu beobachten und zu ana-
lysieren, um präventiv und repressiv auf 
sie reagieren zu können. Vor allem die 
Rolle ausländischer Linksextremisten 
bedarf noch der näheren Aufklärung. 
Wie schon bei den Protesten gegen die 
EZB-Eröffnung spielten auch diesmal 
wieder vor allem Skandinavier und Itali-
ener eine nicht unbedeutende Rolle. Ge-
nerell muss das linksextremistische 
Spektrum weiter aufgeklärt und ver-
sucht werden, dass Sympathisanten-
Umfeld vom gewaltbereiten Kern zu 
trennen. Der harte Kern der Szene, ins-
besondere an Brennpunkten, sollte be-
reits im Wege der polizeilichen Gefah-
renabwehr in seinem Aktionsradius ge-
zielt eingeschränkt werden.

Gefordert sind aber auch Politik und 
Gesellschaft. Sie müssen mit einem kla-
ren Handlungskonzept der linksextre-
mistischen Gewalt entgegentreten. Ge-
walt, von wem auch immer sie ausgeht, 
muss politisch und gesellschaftlich ge-
ächtet werden. Rechtsfreie Räume dür-
fen nicht geduldet werden. Das gilt ins-
besondere für autonome Zentren wie 
die „Rote Flora“, die teilweise schon seit 
Jahrzehnten existieren. Zu sprechen 
sein wird auch noch über die Sinnhaf-
tigkeit, Veranstaltungen wie den G20-
Gipfel in Metropolen stattfinden zu las-
sen, erst recht in solchen mit einer aus-
geprägten linksalternativen Klientel.

Um dem gewaltbereiten Linksextre-
mismus künftig Herr werden zu kön-
nen, bedarf es eines ganzheitlichen Be-
kämpfungsansatzes, in dem Präventi-
on, Gefahrenabwehr und Strafverfol-
gung miteinander verzahnt werden. In 
diesem Punkt sollte Einigkeit zwischen 
allen demokratischen Parteien herr-
schen.  ///

/// �DR. UDO BARON
ist Referent im Niedersächsischen Mi-
nisterium für Inneres und Sport, Bereich 
Linksextremismus, Hannover.
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